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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Garbe, Kreuzeder, Frau Flinner und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 


Zulassung von Pestiziden durch die Biologische Bundesanstalt 
für Land- und Forstwirtschaft (BBA) 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie hoch ist der Haushalt der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft (BBA)? 

2. Wird von der BBA Drittmittelforschung durchgeführt? 

Wenn ja, in welchem Umfang und in welcher Weise unterhe- 
gen diese Einnahmen einer Zweckbindung, wie es die Bun- 
deshaushaltsordnung vorschreibt? 

3. Wie viele Aufträge, zu welchen Themen und mit welchen 
Einnahmen wurden von der BBA in den letzten zehn Jahren 
im Rahmen der Drittmittelforschung durchgeführt? 

4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Arbeit der BBA von 
der „Gemeinschaft der Freunde und Förderer der Biologi- 
schen Bundesanstalt e.V." (GFF) gefördert wird und daß die- 
ser Verein die gleiche Postanschrift hat wie die BBA? 

5. Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung neben den räum- 
hchen auch personelle Verknüpfungen zwischen der BBA und 
der GFF? Wenn ja, welche? 

6. Welche Verbände, Institutionen, Vertreter von Firmen sind/ 
waren nach Kenntnis der Bundesregierung in den letzten zehn 
Jahren Mitghed in diesem Verein? 

7. Wie hoch waren in den vergangenen zehn Jahren die jähr- 
hchen finanziellen und geldwerten Zuwendungen der GFF an 
die BBA? 

8. Zu welchem Zweck (Reisekosten zu welchen Veranstaltun- 
gen, Tagungen, Veröffenthchungen, Anschaffung von Gerä- 
ten, Veranstaltungen, Personalmittel) wurden von der GFF in 
den letzten zehn Jahren im einzelnen welche Beträge der BBA 
zugewendet? 

9. Hat der Verein in den letzten zehn Jahren Werkverträge mit 
einzelnen Mitarbeiter/innen der BBA abgeschlossen? 
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Wenn ja, welche Nebentätigkeiten wurden ausgeführt, in wel- 
cher Form wurden Ergebnisse aus dieser Nebentätigkeit ver- 
öffenüicht, welche Firmen, Verbände und Organisationen 
waren die Auftrag- und Geldgeber, und ist auszuschheßen, 
daß Ergebnisse dieser privaten Untersuchungen als For- 
schungsergebnisse der BBA veröffentlicht wurden? 

10. In welchem Umfang wurden in den letzten Jahren nach 
Kenntnis der Bundesregierung Neben tätigkeiten von Mitar- 
beitern/innen der BBA ausgeführt, und in welchem Umfang 
bestand ein Zusammenhang mit der Industrie bzw. ihren Ver- 
bänden als Auftraggeber? 

11. Vertreter/innen welcher Verbände, Institutionen, Firmen sind/ 
waren in den letzten zehn Jahren Mitglied im wissenschaft- 
üchen Beirat/Sachverständigenausschuß der BBA? 

12. Mit welchen Entscheidungen/Stellungnahmen über For- 
schungsbelange und vor allem über zulassungsrelevante Fra- 
gen war der wissenschafüiche Beirat in den letzten zehn 
Jahren befaßt? 

13. Sind die Protokolle der Beiratssitzungen veröffentlicht wor- 
den? Wenn nein, ist die Bundesregierung bereit, diese offen- 
zulegen? 

14. Gibt es über den wissenschafüichen Beirat hinaus Berater- 
kreise, Fachgruppen u. ä., die nicht grundsätzhch ausschheß- 
lich aus Mitarbeitern/innen der BBA und anderer Fachbehör- 
den des Bundes zusammengesetzt sind und welche in die 
Arbeit der BBA, insbesondere die Erarbeitung der Zulassungs- 
richüinien und der Zulassung von Pestiziden, beratend einge- 
bunden sind? 

Wenn ja, welche und wie sind diese zusammengesetzt? 

15. In welchen Gremien der BBA fallen für den Umwelt- und 
Gesundheitsschutz so grundlegende Entscheidungen wie die 
Festlegung der Richtlinien zur Zulassung von Pestiziden, und 
welche Verbände, Firmen und Institutionen wurden in der 
Vergangenheit zu den einzelnen Richtlinien gehört? 

16. Welche Stellungnahmen wurden von den einzelnen Firmen, 
Verbänden, Institutionen zu den Zulassungsrichtlinien ab- 
gegeben? 

17. Ist die Bundesregierung bereit, die Stellungnahmen anläßhch 
dieser Anhörungen offenzulegen? 

Wenn nein, warum nicht? 

18. Eine der Zulassungs Voraussetzungen nach dem neuen Pflan- 
zenschutzgesetz ist das Vorhandensein praktikabler Analyse- 
methoden. 

Welche Stellungnahmen wurden hinsichüich der Frage, ob 
darunter Einzelnachweise oder Multiverfahren zu verstehen 
sind, von den Fachbehörden des Bundes, den zuständigen 
Ministerien des Bundes und der Länder und von der Industrie 
abgegeben? 
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19. Wie beurteilt die Bundesregierung die Anmerkung in der 
Präambel zu Teil 1 der „Datensammlung zur Toxikologie der 
Herbizide", 1986, der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(die Mehrzahl der Mitglieder der Arbeitsgruppe Toxikologie 
gehört der Industrie an), daß „eine Darstellung der toxikologi- 
schen Eigenschaften und eine Bewertung für einige Herbizide 
entweder überhaupt nicht oder nur sehr orientierend erfol- 
gen" könne, „da in der Literatur kaum mehr Daten zur Toxi- 
kologie von Pflanzenschutzmitteln veröffentlicht werden" und 
daß im Falle des Chloridazon und des Atrazin eine zusammen- 
fassende Beurteilung nur mit Vorbehalt möglich sei, „da es 
nach Kenntnis der Arbeitsgruppe weitere relevante Daten 
gibt, die ihr aber nicht zugänghch sind"? 

Welche Schlußfolgerungen und Maßnahmen hat die Bundes- 
regierung getroffen, um diesem Umstand abzuhelfen? 

Welche Schlußfolgerungen hat die BBA aus diesem Sachver- 
halt gezogen, wurden von der BBA zusätzliche Prüfungen der 
genannten Mittel durchgeführt, durch welche Prüfungsergeb- 
nisse war es für die BBA zu verantworten, diese Mittel auf dem 
Markt zu belassen? 

20. Kann nach Kenntnis der Bundesregierung davon ausgegan- 
gen werden, daß der BBA ebenfalls toxikologische Daten von 
Pestiziden durch die Industrie vorenthalten werden, oder ist 
die BBA an der „Geheimhaltung" derartiger Daten beteüigt, 
indem sie Daten aus den Zulassungsunterlagen grundsätzhch 
nicht weitergibt, auch nicht an wissenschafthche Gremien? 

21. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung der GRÜ- 
NEN und von Umweltverbänden, wie z. B. BUND, PAN (Pesti- 
zid Aktionsnetzwerk), daß die bisherige Zulassungspraxis der 
BBA auch insofern gesetzwidrig ist, da ein nicht unerhebhcher 
Teil der zugelassenen Pestizidwirkstoffe mutagen, kanzero- 
gen oder teratogen ist und die Zulassung bzw. der Verzicht auf 
einen Widerruf der Zulassung damit der Forderung des Pflan- 
zenschutzgesetzes widerspricht, daß Pestizide keine schäd- 
hchen Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch und 
Tier haben dürfen? 

22. Wie ist die Tatsache, daß für einen erheblichen Anteil der 
bereits im Grund- und Trinkwasser gefundenen Pestizide von 
der BBA nicht einmal Anwendungsbeschränkungen, ge- 
schweige denn Anwendungsverbote oder Rücknahme der Zu- 
lassungen für notwendig erachtet wurden, damit in Einklang 
zu bringen, daß das Pflanzenschutzgesetz ganz eindeutig ver- 
langt, daß zugelassene Pestizide keine schädhchen Auswir- 
kungen auf das Grundwasser haben dürfen? 

23. Sollte die Bundesregierung der Auffassung sein, das bloße 
Vorhandensein von Pestiziden im Grundwasser sei keine 
schädliche Auswirkung einer Pestizidanwendung, ist daraus 
dann zu folgern, daß die Bundesregierung und die BBA das 
Pflanzenschutzgesetz dahin gehend interpretieren, daß es der 
Gefahrenabwehr und nicht dem Besorgnisgrundsatz zu folgen 
hat, wie es das WHG zum Schutz des Grundwassers verlangt? 
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Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit einer gesetz- 
lichen Klarstellung insofern, daß eine klare Aussage erfolgt, 
welches Gesetz übergeordnet ist? 

24. Wie läßt sich die Strategie der BBA, die Zulassung von Wirk- 
stoffen und Mitteln, die nach dem jetzt gültigen Pflanzen- 
schutzgesetz nicht neu zugelassen werden dürfen, nicht zu 
widerrufen, sondern bis zum „Auslaufen" der Zulassung auf 
dem Markt zu lassen, mit dem Pflanzenschutzgesetz verein- 
baren, obwohl dieses Verfahren imphziert, daß anerkannter- 
maßen umweltschädhche und gesundheitsschädliche Stoffe 
mit staathcher Duldung weiter in die Umwelt verbracht 
werden? 

Innerhalb welcher Fristen wurde das Zulassungsende ver- 
öffenthcht bzw. angekündigt, und wie erklärt sich das unter- 
schiedüche Vorgehen der BBA, die z. B. das Zulassungsende 
der Captanoide einige Monate im voraus ankündigte, wäh- 
rend das Ende der Zulassung einiger atrazinhaltiger Mittel 
erst mit einer mehrmonatigen Verspätung veröffenthcht 
wurde? 

25. Kann die Bundesregierung darlegen, warum das geschilderte 
Verfahren nach Auffassung des Bundesumweltministeriums 
effizienter sein soll als ein Rückruf der Zulassung, zumal 

— ein Rückruf (mit evtl, folgenden Widersprüchen der Her- 
steller) der Option, auf das „Auslaufen der Zulassung" zu 
warten, nicht widerspricht, 

— erst dann ein An wendungs verbot ausgesprochen werden 
kann, wenn die Zulassung beendet ist? 

26. Welcher Zeitraum zwischen Bekanntwerden kanzerogener, 
mutagener, teratogener oder grundwassergefährdender 
Eigenschaften eines Pestizids und Rückruf der Zulassung bzw. 
Auslaufen der Zulassung ist nach Auffassung der Bundes- 
regierung mit den Anforderungen des Pflanzenschutzgesetzes 
und des WHG vereinbar, und bei welchen Pestiziden ist die 
Zulassung nach Bekanntwerden entsprechender Eigenschaf- 
ten innerhalb welcher Fristen zurückgenommen worden? 

27. Aus welchem Grund hat die BBA die Hilfsstoffe von Pestizid- 
zubereitungen, unter denen sich nach Einschätzungen der 
EPA ebenfalls eine hohe Anzahl gefährlicher Stoffe befindet 
und die in der gleichen Menge wie die Wirkstoffe in die 
Umwelt eingetragen werden (ca. 30 000 Tonnen pro Jahr), in 
ihren Richthnien zur Zulassung von Pestiziden bis heute nicht 
berücksichtigt? 

28. Welche Einschätzungen liegen der Bundesregierung zu die- 
sem Problem von seiten des Bundesgesundheitsamtes und des 
Umweltbundesamtes vor? 

29. Inwiefern ist aus der Sicht der Bundesregierung eine Zulas- 
sung von Pestiziden ohne Prüfung der Hilfsstoffe überhaupt 
zulässig, da der Begriff „Pflanzenschutzmittel" im Sinne des 
§ 15 des Pflanzenschutzgesetzes die Wirkstoffe und die 
Zusatzstoffe der zur Anwendung kommenden Mittel umfaßt? 
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30. Wann ist damit zu rechnen, daß sich das Zulassungsverfahren 
und insbesondere die toxikologische und ökotoxikologische 
Prüfung auf die zum Einsatz kommende Zubereitung statt 
ledighch auf die Wirkstoffe bezieht? 

31. Wenn der bis zum Juni dieses Jahres amtierende Leiter der 
BBA in Wort und Schrift ein Gesundheitsrisiko durch Pflan- 
zenschutzmittel verneint hat, indem er die „Restrisiken für die 
Gesundheit mit wissenschaftüchem Instrumentarium, nicht 
meßbar" angab, entsprach diese Einschätzung dann der Auf- 
fassung der BBA und liegt somit ihrer Zulassungspra^ds zu- 
grunde, oder handelte es sich um eine persönüche Meinung 
des bisherigen Leiters der BBA? 

32. Wie wird das sich aus der Anwendung von Pestiziden er- 
gebende Gesundheitsrisiko vom Bundesgesundheitsamt ein- 
geschätzt, und in welchem Bezug steht diese Risikoeinschät- 
zung zu den Einschätzungen einer LFntersuchung der „Natio- 
nal Academy of Science", nach der mehr als 20 000 zu- 
sätzhche Krebsfälle in der amerikanischen Bevölkerung allein 
durch 28 Pestizide in 15 Nahrungsmitteln verursacht werden 
können? 

33. Wenn sich der bisherige Leiter der BBA gegen die Forderung 
einer Nullexposition gegenüber krebserzeugenden Pestizid- 
wirkstoffen wehrte, da es bei Beachtung dieser Leitlinie kei- 
nen Spielraum für eine Kosten-Nutzen-Kalkulation gäbe, 
imphziert dies dann, daß die BBA die Zulassung von Pesti- 
ziden auch im Hinbhck auf die Gesundheit von Mensch und 
Tier und auf das Grundwasser einer Kosten-Nutzen-Analyse 
unterwirft, obwohl dies nach § 15 Abs. 1 Nr. 3 Pflanzenschutz- 
gesetz nur für die sonstigen Auswirkungen auf den Natur- 
haushalt vorgesehen ist? 

Bonn, den 24. August 1988 

Frau Garbe 

Kreuzeder 

Frau Flinner 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Schmidt-Bott, Frau Vennegerts und Fraktion 
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